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S. 753) festgelegt sind, fällt im Verhältnis zum Geschä­
digten seinem Beschäftigungsbetrieb als Verletzung der 
ihm im Gesundheits- und Arbeitsschutz obliegenden 
Pflichten zur Last.
Der Schadensersatzanspruch des Geschädigten ist daher 
in § 98 Abs. 1 GBA begründet und richtet sich gegen 
seinen Beschäftigungsbetrieb als Partner seines Arbeits­
rechtsverhältnisses. Der Geschädigte hat dagegen keine 
zivilrechtlichen Ansprüche gegen die beiden Angeklag­
ten. Rechtliche Grundlage für solche Ansprüche könn­
ten nur die §§ 823 ff. BGB sein. Wenn jedoch die Vor­
aussetzungen des § 98 GBA erfüllt sind, finden daneben 
oder statt dessen die Bestimmungen der §§ 823 if. BGB 
keine Anwendung. Die §§ 97 ff. GBA regeln die Scha­
densersatzansprüche der Werktätigen bei Arbeitsunfall 
und Berufskrankheit als Ansprüche gegen ihren 
Beschäftigungsbetrieb umfassend, so daß kein Raum 
für die zivilrechtliche Beurteilung und Behandlung die­
ses arbeitsrechtlich geregelten Sachkomplexes verbleibt. 
Die Anwendung der §§ 823 ff. BGB ist auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt eines besonderen Schutzes der Werk­
tätigen bei der Arbeit erforderlich, da dieser im Gesetz­
buch der Arbeit in viel weitergehendem Maße geregelt 
ist als in den §§ 823 ff. BGB. Der Geschädigte erleidet 
keinerlei rechtliche oder sonstige Nachteile, wenn er 
mit seinem Schadensersatzanspruch aus dem Arbeits­
unfall an seinen Beschäftigungsbetrieb verwiesen wird. 
Das Urteil des Kreisgerichts war daher gern. § 9 Abs. 2 
AGO aufzuheben, soweit die Verklagten verurteilt wur­
den, dem Geschädigten dem Grunde nach Schadens­
ersatz zu leisten. Der Geschädigte war mit seiner For­
derung auf Schadensersatzleistung gegen die früheren 
Angeklagten abzuweisen.

§ 115 Abs. 1 GBA.
1. Nach dem Statut der Konsumgenossenschaft steht 
die Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
gegen ein Vorstandsmitglied dem Genossenschaftsrat 
zu, der hierüber einen entsprechenden Beschluß zu 
fassen hat. Solange der Beschluß des Genossenschafts­
rates nicht vorliegt, darf weder die Konfliktkommission 
noch das Gericht eine Verpflichtung des Vorstands­
mitgliedes zur Leistung von Schadensersatz aussprechen.
2. Der Betrieb besitzt die in § 115 Abs. 1 Satz 1 GBA 
als Voraussetzung für den Beginn der Frist zur Geltend­
machung der materiellen Verantwortlichkeit eines 
Werktätigen geforderte Kenntnis vom Schaden und 
vom Verursacher, wenn die nach Maßgabe ihrer Ar­
beitsaufgaben für die Feststellung solcher Schäden und 
ihrer Verursacher verantwortlichen Mitarbeiter des Be­
triebes diese Kenntnis erlangt haben.
3. Die Frist zur Geltendmachung der materiellen Ver­
antwortlichkeit gegen einen Werktätigen, der als Mit- 
verursachcr des von einem anderen mutmaßlich durch 
strafbare Handlungen verursachten Schadens ii, An­
spruch genommen wird, richtet sich nur dann nach der 
Bestimmung des § 115 Abs. 1 Satz 2 GBA, wenn er 
selbst durch sein Verhalten nicht allein Arbeitspflichten 
verletzt, sondern damit zugleich auch strafbare Hand­
lungen begangen hat.
OG, Urt. vom 19. Juli 1963 - Za 23/63.

Der Kläger ist seit 1946 bei der Konsumgenossenschaft 
tätig. Seit 1959 war er bei der Verklagten als für 
Kaderfragen verantwortliches Vorstandsmitglied be­
schäftigt. Er war auch für die Durchführung und Aus­
wertung von Inventuren in den Verkaufsstellen ver­
antwortlich.
Auf Grund von Hinweisen einiger Beschäftigter der 
Verkaufsstelle 004 über die Entnahme von Genuß­
mitteln ohne Bezahlung durch den Verkaufsstellenleiter 
beauftragte der Vorstand der Verklagten der, Kläger, 
im April 1961 in dieser Verkaufsstelle eine Inventur

durchführen zu lassen. Obwohl diese Maßnahme auch 
in den Inventurplan aufgenommen worden war, ord­
nete sie der Kläger erst im Juli 1961 an. Bei der In­
ventur wurde ein Fehlbetrag in Höhe von rund 
5000 DM festgestellt. In einer Aussprache, die der Vor­
stand mit dem Verkaufsstellenleiter führte, gab dieser 
zu, Spirituosen und Tabakwaren ohne Bezahlung aus 
der Verkaufsstelle entnommen zu haben. Am darauf­
folgenden Tag schied der Verkaufsstellenleiter aus dem 
Leben. Nachdem der Verklagten eine Befriedigung aus 
dem Nachlaß des Verstorbenen aussichtslos erschien, 
stellte der Genossenschaftsrat auf Grund einer Empfeh­
lung der zuständigen Revisionskommission Anfang 
April 1962 bei der Konfliktkommission den Antrag, den 
Kläger zum Schadensersatz in Höhe des monatlichen 
Tariflohnes des ehemaligen Verkaufsstellenleiters von 
400 DM zu verpflichten. Die Konfliktkommission hat 
diesem Antrag mit Beschluß vom 12. April 1962 ent­
sprochen.
Mit seiner gegen den Beschluß der Konfliktkommission 
gerichteten Klage (Einspruch) vor dem Kreisarbeits­
gericht A. hat der Kläger eingewendet, daß er mangels 
Verschulden nicht materiell verantwortlich sei; auf 
jeden Fall sei aber die Ausschlußfrist des § 115 Aos. 1 
GBA bereits abgelaufen gewesen, als die Verklagte 
ihren Antrag bei der Konfliktkommission stellte.
Das Kreisarbeitsgericht hat die Klage (Einspruch) durch 
Urteil zurückgewiesen. Es hat eine schuldhafte Scha­
densverursachung durch den Kläger darin erblickt, daß 
dieser die für April 1961 vorgesehene Inventur nicht 
rechtzeitig veranlaßt habe. Nur dadurch habe der Scha­
den die später festgestellte Höhe von rund 5000 DM 
erreichen können. Die Frist aus § 115 Abs. 1 GBA zur 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit des 
Klägers sei gewahrt. Der Genossenschaftsrat, der nach 
der Satzung für die Geltendmachung der materiellen 
Verantwortlichkeit von Vorstandsmitgliedern zuständig 
sei, habe von dem Schaden und dem Verursacher erst 
am 22. Februar 1962 Kenntnis erhalten. Mit diesem 
Tage beginne die Dreimonatsfrist, die durch die Gel­
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit durch 
Anrufen der Konfliktkommission im April 1962 ein­
gehalten worden sei.
Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Repui^ik hat beantragt, das Urteil des 
Kreisarbeitsgerichts wegen Gesetzesverletzung auf­
zuheben.
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Wie der Präsident des Obersten Gerichts in seinem 
Kassationsantrag zutreffend ausführt, ist im vorliegen­
den Fall die Dreimonatsfrist zur Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit des Klägers aus § 115 
Abs. 1 Satz 1 GBA nicht gewahrt worden. Es trifft zwar 
zu, daß nach dem Statut der Konsumgenossenschaft die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
gegen ein Vorstandsmitglied dem Genossenschaftsrat 
zusteht, der hierüber einen entsprechenden Beschluß zu 
fassen hat. Solange der Beschluß des Genossenschafts­
rates nicht vorliegt, darf weder die Konfliktkommission 
noch das Gericht eine Verpflichtung des Vorstands­
mitgliedes zur Leistung von Schadensersatz aussprechen, 
wie das Oberste Gericht bereits in seinem Urteil vom 
5. April 1963 — Za 3/63 — ausgeführt hat. Das ändert 
aber nichts daran, daß die in § 115 Abs. 1 Satz 1 GBA 
festgelegte Dreimonatsfrist beginnt, wenn dem Geschä­
digten der Schaden und der Verursacher bekannt ge­
worden sind. Der Geschädigte ist die Konsumgenossen­
schaft. Sie muß die als Voraussetzung für den Beginn 
der Dreimonatsfrist erforderliche Kenntnis haben; und 
sie hat die Kenntnis mit dem Zeitpunkt, an dem die 
nach Maßgabe ihrer Arbeitsaufgaben hierfür verant­
wortlichen Mitarbeiter von dem Schaden und dem Ver­
ursacher Kenntnis erhalten haben.
Die innergenossenschaftliche Regelung, wonach die 
Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit
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